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weismittel in Strafverfahren (ABl. L 191 vom 28.7.2023, S. 181). 
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T e i l  1  

 

A l l g e m e i n e  R e g e l u n g e n   

§ 1 

 

Begriffsbestimmungen  

Für dieses Gesetz gelten die in Artikel 3 
der Verordnung (EU) 2023/1543 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 
12. Juli 2023 über Europäische Herausga-
beanordnungen und Europäische Siche-
rungsanordnungen für elektronische Be-
weismittel in Strafverfahren und für die Voll-
streckung von Freiheitsstrafen nach Straf-
verfahren (ABl. L 191 vom 28.7.2023, 
S. 118) wiedergegebenen Begriffsbestim-
mungen. Der Begriff „Adressat“ wird im 
Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2023/1543 verwendet.  
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T e i l  2  

 

U m s e t z u n g  d e r  R i c h t l i -
n i e  ( E U )  2 0 2 3 / 1 5 4 4  

 

§ 2 

 

Anwendungsbereich  

(1) Die Vorschriften des zweiten Teils 
dieses Gesetzes gelten für Anordnungen 
und Entscheidungen zur Erhebung elektro-
nischer Beweismittel auf der Grundlage der 
Verordnung (EU) 2023/1543, der Richtlinie 
(EU) 2014/41 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 3. April 2014 über die 
Europäische Ermittlungsanordnung in Straf-
sachen (ABl. L 130 vom 1.05.2014 S. 1) und 
des Übereinkommens gemäß Artikel 34 des 
Vertrags über die Europäische Union - vom 
Rat erstellt - über die Rechtshilfe in Strafsa-
chen zwischen den Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union (BGBl. 2005 II S. 651). 
Der zweite Teil dieses Gesetzes gilt auch für 
Entscheidungen und Anordnungen zum 
Zwecke der Erhebung elektronischer Be-
weismittel im Strafverfahren auf der Grund-
lage des nationalen Rechts, die an eine na-
türliche oder juristische Person gerichtet 
sind, die als Vertreter oder benannte Nieder-
lassung eines Dienstanbieters auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland han-
delt. 

 

(2) Die Vorschriften des zweiten Teils 
dieses Gesetzes lassen die Befugnisse der 
deutschen Ermittlungsbehörden unberührt, 
sich nach Maßgabe des Rechts der Europä-
ischen Union und des nationalen Rechts zur 
Erhebung von elektronischen Beweismitteln 
in Strafverfahren direkt an die auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland nie-
dergelassenen Diensteanbieter zu wenden. 
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§ 3 

 

Benannte Niederlassungen und Vertre-
ter  

 

(1) Diensteanbieter, die ihre Dienste 
nicht lediglich auf dem Gebiet der Bundes-
republik Deutschland, sondern auch in ei-
nem oder mehreren anderen Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union anbieten, ha-
ben nach Maßgabe der Absätze 4 und 5 
dort oder auf dem Gebiet der Bundesrepub-
lik Deutschland für die Entgegennahme, 
Einhaltung und Vollstreckung von Entschei-
dungen und Anordnungen, die in den An-
wendungsbereich von § 2 Absatz 1 fallen, 
einen oder mehrere Adressaten wie folgt zu 
benennen oder zu bestellen: 

 

1. Diensteanbieter, die innerhalb der Eu-
ropäischen Union ausschließlich auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland über eine oder mehrere 
Niederlassungen verfügen, benennen 
mindestens eine dieser Niederlassun-
gen als verantwortlich; 

 

2. Diensteanbieter, die sowohl auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land als auch in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union niedergelassen sind, welche die 
in § 2 Absatz 1 genannten Rechtsin-
strumente anwenden, benennen min-
destens eine dieser Niederlassungen 
als verantwortlich; 

 

3. Diensteanbieter, die weder auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland 
noch in einem Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union niedergelassen sind, der 
die in § 2 Absatz 1 genannten Rechts-
instrumente anwendet, bestellen min-
destens einen verantwortlichen Vertre-
ter auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland oder in mindestens einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union, der die in § 2 Absatz 1 ge-
nannten Rechtsinstrumente anwendet.  
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(2) Diensteanbieter, die in der Europä-
ischen Union ihre Dienste lediglich auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland an-
bieten, aber zusätzlich oder alternativ zu ei-
ner auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland bestehenden Niederlassung 
über eine oder mehrere Niederlassungen im 
Ausland verfügen, haben auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland mindes-
tens einen Adressaten nach Maßgabe der 
Absätze 4 und 5 zu benennen oder zu be-
stellen. Dieser ist zuständig für die Entge-
gennahme, Einhaltung und Vollstreckung 
von Entscheidungen und Anordnungen, die 
in den Anwendungsbereich von 
§ 2 Absatz 1 fallen. Die Verpflichtung ent-
fällt nur dann, wenn die Diensteanbieter 
ausschließlich auf dem Gebiet der Bundes-
republik Deutschland niedergelassen sind.  

 

(3) Diensteanbieter, die auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland nie-
dergelassen sind, ihre Dienste jedoch nicht 
auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern nur in einem oder 
mehreren anderen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union anbieten, haben in einem 
dieser Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, der die in § 2 Absatz 1 genannten 
Rechtsinstrumente anwendet, mindestens 
einen Adressaten nach Maßgabe der 
Absätze 4 und 5 zu benennen oder zu be-
stellen. 

 

(4) Diensteanbieter, die auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland nie-
dergelassen sind oder auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland Dienste anbie-
ten, haben ihre Adressaten mit den Befug-
nissen und Ressourcen auszustatten, die 
notwendig sind, um den seitens eines Mit-
gliedstaats der Europäischen Union ergan-
genen Entscheidungen und Anordnungen, 
die in den in § 2 Absatz 1 festgelegten An-
wendungsbereich fallen, nachzukommen. 

 



 - 8 -   

 

Geltendes Recht Refentenentwurf 

(5) Diensteanbieter, die am 18. Feb-
ruar 2026 in der Europäischen Union 
Dienste anbieten, sind verpflichtet, bis zum 
18. August 2026 mindestens einen Adressa-
ten gemäß den Absätze 1 bis 3 zu benen-
nen oder zu bestellen. Diensteanbieter, die 
nach dem 18. Februar 2026 mit dem Anbie-
ten von Diensten in der Europäischen Union 
beginnen, sind verpflichtet, innerhalb von 
sechs Monaten nach dem Tag, an dem sie 
mit dem Anbieten von Diensten in der Euro-
päischen Union beginnen, mindestens ei-
nen Adressaten gemäß den 
Absätzen 1 bis 3 zu benennen oder zu be-
stellen. 

 

(6) Diensteanbieter, die auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland nie-
dergelassen sind oder auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland Dienste anbie-
ten, sind verpflichtet, bei der Entgegen-
nahme von Entscheidungen und Anordnun-
gen gemäß § 2 Absatz 1 nach Maßgabe der 
geltenden Rechtsvorschriften mit den zu-
ständigen Behörden zusammenzuarbeiten. 

 

§ 4 

 

Mitteilungen und Sprachen  

(1) Diensteanbieter, deren Adressaten 
ihren Sitz auf dem Gebiet der Bundesrepub-
lik Deutschland haben, haben dem Bundes-
amt für Justiz nach Maßgabe der 
Absätze 3 bis 5 die Kontaktdaten dieser Ad-
ressaten und alle diesbezüglichen Änderun-
gen schriftlich mitzuteilen. 
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(2) Dienstanbieter, die ihre Dienste auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land anbieten oder auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland niedergelassen 
sind, ohne hier Dienste anzubieten, und ihre 
Adressaten in anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union benannt oder bestellt 
haben, haben den gemäß Artikel 6 Absatz 1 
der Richtlinie (EU) 2023/1544 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 12. 
Juli 2023 zur Festlegung einheitlicher Re-
geln für die Benennung von benannten Nie-
derlassungen und die Bestellung von Ver-
tretern zu Zwecken der Erhebung elektroni-
scher Beweismittel in Strafverfahren (ABl. L 
191 vom 28.7.2023, S. 181) von den jewei-
ligen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union benannten zentralen Behörden nach 
Maßgabe der Absätze 3 bis 5 die Kontakt-
daten dieser Adressaten und alle diesbe-
züglichen Änderungen schriftlich mitzutei-
len.  

 

(3) Diensteanbieter haben in den Mit-
teilungen den genauen räumlichen Gel-
tungsbereich anzugeben bei Benennung o-
der Bestellung  

 

1. mehrerer Adressaten auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland,  

 

2. eines oder mehrerer Adressaten in an-
deren Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union neben einem oder mehre-
ren Adressaten auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland, 

 

3. mehrerer Adressaten nur in anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union. 

 

(4) In den Mitteilungen haben die 
Diensteanbieter anzugeben, welche Amts-
sprache oder welche Amtssprachen der Eu-
ropäischen Union im Austausch mit dem o-
der den Adressaten verwendet werden kann 
oder können. Zu diesen Sprachen muss, 
wenn der Adressat in Deutschland einge-
richtet ist, die deutsche Sprache gehören. 

 



 - 10 -   

 

Geltendes Recht Refentenentwurf 

(5) Die Mitteilungen haben unverzüg-
lich nach Ablauf der jeweils maßgeblichen 
Frist aus § 3 Absatz 5 oder, im Falle von Än-
derungen, unverzüglich nach deren Eintritt 
zu erfolgen. 

 

§ 5 

 

Gemeinsame Verantwortlichkeit von 
Diensteanbieter und Adressat 

 

(1) Für die Nichterfüllung von Ver-
pflichtungen, die sich aus in den Anwen-
dungsbereich von § 2 Absatz 1 fallenden 
Entscheidungen und Anordnungen erge-
ben, ist sowohl der Diensteanbieter als auch 
der Adressat verantwortlich. Dies gilt unab-
hängig davon, wer von beiden die Handlung 
oder Unterlassung, die den Pflichtverstoß 
darstellt, begangen hat, und auch dann, 
wenn geeignete interne Verfahren im Ver-
hältnis zwischen Diensteanbieter und Ad-
ressaten fehlen. 

 

(2) Die gemeinsame Verantwortlich-
keit gemäß Absatz 1 entfällt, soweit die den 
Pflichtverstoß begründende Handlung oder 
Unterlassung auf dem Gebiet der Bundesre-
publik Deutschland einen Straftatbestand 
erfüllt. 

 

§ 6 

 

Zentrale Behörde  

(1) Das Bundesamt für Justiz über-
wacht als zentrale Behörde die Erfüllung der 
Pflichten, die sich für die Diensteanbieter 
aus den §§ 3 und 4 ergeben. Es überwacht 
zudem, dass die Diensteanbieter bei der 
Entgegennahme von Entscheidungen und 
Anordnungen gemäß § 2 Absatz 1 nach 
Maßgabe der geltenden Vorschriften ge-
mäß § 3 Absatz 6 mit den zuständigen Be-
hörden zusammenarbeiten. 
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(2) Das Bundesamt der Justiz arbeitet 
zur Erfüllung seiner Aufgabe gemäß 
Absatz 1 mit den zentralen Behörden ande-
rer Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
und, soweit erforderlich, mit der Europäi-
schen Kommission zusammen und stimmt 
sich mit diesen Akteuren ab. Dabei unter-
stützt das Bundesamt für Justiz die zentra-
len Behörden der anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union durch alle geeigne-
ten Informationen und Amtshilfe.  

 

(3) Das Bundesamt für Justiz übermit-
telt die nach § 4 erhaltenen Informationen 
und sich darauf beziehende Aktualisierun-
gen umgehend nach Erhalt von den 
Diensteanbietern dem Europäischen Justi-
ziellen Netz für Strafsachen, damit sie auf 
dessen öffentlich zugänglicher Internetseite 
veröffentlicht werden können.  

 

(4) Das Bundesamt für Justiz teilt der 
Kommission jährlich mit, welche Dienstean-
bieter ihren in Absatz 1 genannten Pflichten 
gemäß den §§ 4 und 5 nicht nachgekom-
men sind, welche Durchsetzungsmaßnah-
men gegen sie ergriffen und welche Sankti-
onen gegen sie verhängt wurden. 
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T e i l  3  

 

D u r c h f ü h r u n g  d e r  V e r -
o r d n u n g  ( E U )  2 0 2 3 / 1 5 4 3  

 

Kapitel 1 

 

Europäische Herausgabe- und Si-
cherungsanordnungen 

 

§ 7 

 

Zuständigkeit für den Erlass Europäi-
scher Herausgabeanordnungen 

 

(1) Die Zuständigkeit für den Erlass 
Europäischer Herausgabeanordnungen zur 
Erlangung von Teilnehmerdaten und zur Er-
langung von ausschließlich zum Zweck der 
Identifizierung des Nutzers angeforderten 
Daten nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a 
der Verordnung (EU) 2023/1543 richtet sich 
nach den Vorschriften zur Herausgabe von 
Daten nach dem Achten Abschnitt des Ers-
ten Buchs der Strafprozessordnung. Zu-
ständige Behörden gemäß Artikel 4 Ab-
satz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
2023/1543 sind Polizeibehörden, soweit sie 
nach den Vorschriften zur Herausgabe von 
Daten nach dem Achten Abschnitt des Ers-
ten Buchs der Strafprozessordnung als Er-
mittlungspersonen der Staatsanwaltschaft 
(§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes) 
tätig werden dürfen. 
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(2) Die Zuständigkeit des Gerichts für 
den Erlass Europäischer Herausgabeanord-
nungen zur Erlangung von Verkehrsdaten 
mit Ausnahme von ausschließlich zum 
Zweck der Identifizierung des Nutzers ange-
forderten Daten und zur Erlangung von In-
haltsdaten nach Artikel 4 Absatz 2 Buch-
stabe a der Verordnung (EU) 2023/1543 
richtet sich nach den Vorschriften zur Her-
ausgabe von Daten nach dem Achten Ab-
schnitt des Ersten Buchs der Strafprozess-
ordnung. § 162 Absatz 1 Satz 1 und Ab-
satz 3 sowie § 169 der Strafprozessordnung 
gelten entsprechend. Zuständige Behörde 
gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) 2023/1543 ist die Staats-
anwaltschaft, die die der Anordnung zu-
grunde liegenden Ermittlungen führt. 

 

(3) Im Übrigen richten sich die Zustän-
digkeiten sachlicher und örtlicher Art nach 
den Vorschriften des Gerichtsverfassungs-
gesetzes und der Strafprozessordnung. 

 

§ 8 

 

Validierung Europäischer Herausgabe-
anordnungen  

 

(1) Zuständig für die Validierung von 
Anordnungen, die eine Polizeibehörde als 
Anordnungsbehörde gemäß § 7 Ab-
satz 1 Satz 2 erlassen hat, ist die Staatsan-
waltschaft bei dem Landgericht, in dem die 
Anordnungsbehörde ihren Sitz hat. Die Län-
der können für die örtliche Zuständigkeit ab-
weichende Regelungen treffen. Führt der 
Generalbundesanwalt die Ermittlungen, ist 
dieser abweichend von Satz 1 für die Vali-
dierung der Anordnungen zuständig. 
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(2) In Fällen des Absatzes 1 übermit-
telt die Polizeibehörde die gemäß Artikel 4 
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
2023/1543 erlassene Europäische Heraus-
gabeanordnung in Form einer Bescheini-
gung über eine Europäische Herausgabe-
anordnung entsprechend Artikel 9 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2023/1543 an die zu-
ständige Staatsanwaltschaft. Diese prüft an-
hand der in der Verordnung (EU) 2023/1543 
enthaltenen Voraussetzungen, ob die über-
mittelte Europäische Herausgabeordnung 
rechtmäßig ist und validiert werden kann; 
die Entscheidung ist in der Akte zu doku-
mentieren. Im Fall der Validierung übermit-
telt die Staatsanwaltschaft die Europäische 
Herausgabeanordnung in Form der Be-
scheinigung an den Adressaten und setzt 
die Anordnungsbehörde schriftlich hierüber 
in Kenntnis. Soweit die Staatsanwaltschaft 
keine Validierung vornimmt, hebt sie die Eu-
ropäische Herausgabeanordnung auf. 

 

(3) Zuständig für die Validierung von 
Anordnungen, die eine Staatsanwaltschaft 
als Anordnungsbehörde gemäß 
§ 7 Absatz 2 Satz 3 erlassen hat, ist das 
nach § 7 Absatz 2 Satz 1 zuständige Ge-
richt. Die Länder können für die örtliche Zu-
ständigkeit abweichende Regelungen tref-
fen. 

 

(4) In Fällen des Absatzes 3 übermit-
telt die Staatsanwaltschaft die gemäß Arti-
kel 4 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) 2023/1543 erlassene Europäische 
Herausgabeanordnung in Form einer Be-
scheinigung entsprechend Artikel 9 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2023/1543 an 
das zuständige Gericht. Dieses prüft an-
hand der in der Verordnung (EU) 2023/1543 
enthaltenen Voraussetzungen, ob die über-
mittelte Europäische Herausgabeanord-
nung rechtmäßig ist und validiert werden 
kann; die Entscheidung ergeht durch unan-
fechtbaren Beschluss. Im Fall der Validie-
rung übermittelt das Gericht die Europäi-
sche Herausgabeanordnung in Form der 
Bescheinigung wieder an die Staatsanwalt-
schaft, die sie anschließend an den Adres-
saten übermittelt. Soweit das Gericht keine 
Validierung vornimmt, hebt es die Europäi-
sche Herausgabeanordnung auf. 
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§ 9 

 

Zuständigkeit für den Erlass Europäi-
scher Sicherungsanordnungen 

 

Die Zuständigkeit für den Erlass Euro-
päischer Sicherungsanordnungen nach Ar-
tikel 4 Absatz 3 Buchstabe a der Verord-
nung (EU) 2023/1543 richtet sich nach den 
§§ 100g Absatz 6, 101a Absatz 1a und 
100e Absatz 1 Satz 1 bis 3 der Strafpro-
zessordnung2). 

 

§ 10 

 

Zuständige Vollstreckungsbehörde  

(1) Vollstreckungsbehörde gemäß Ar-
tikel 3 Nummer 17 der Verordnung (EU) 
2023/1543 ist die Staatsanwaltschaft. Ört-
lich zuständig ist die Staatsanwaltschaft bei 
dem Landgericht, in dessen Bezirk der Ad-
ressat der Anordnung wohnhaft ist oder 
seine Niederlassung hat. Die Länder kön-
nen für die örtliche Zuständigkeit abwei-
chende Regelungen treffen. 

 

(2) Wendet sich die Anordnungsbe-
hörde eines anderen Mitgliedstaats der Eu-
ropäischen Union an eine nicht zuständige 
inländische Behörde, ist die Anfrage unver-
züglich an die nach Absatz 1 zuständige Be-
hörde weiterzuleiten und die Anordnungs-
behörde über die zuständige Stelle zu infor-
mieren. 

 

§ 11 

 

Zugang zum dezentralen IT-System  

Zuständig für die Bereitstellung des Zu-
gangs zum dezentralen IT-System gemäß 
Artikel 19 der Verordnung (EU) 2023/1543 
ist die E-Justiz-Koordinierungsstelle Eu-
ropa. 

 

                                                
2) Die Paragrafenbezeichnungen der StPO beziehen sich auf eine zukünftige Fassung des Gesetzes, 

welche die Änderungen durch den RefE Quick Freeze berücksichtigt. 
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§ 12 

 

Statistikpflichten  

(1) Die Landesjustizverwaltungen und 
der Generalbundesanwalt erheben in ihrem 
Zuständigkeitsbereich die in Artikel 28 Ab-
satz 2 der Verordnung (EU) 2023/1543 be-
nannten Daten und übermitteln diese dem 
Bundesamt für Justiz kalenderjährlich je-
weils bis zum 31. Januar des dem Berichts-
jahr folgenden Jahres. 

 

(2) Das Bundesamt für Justiz erstellt 
eine Übersicht über diese Daten und über-
mittelt die Übersicht bis spätestens 28. Feb-
ruar des dem Berichtsjahr folgenden Jahres 
an das Bundesministerium der Justiz. 

 

Kapitel 2 

 

Rechtsschutz   

A b s c h n i t t  1  

 

A l l g e m e i n e  V o r s c h r i f t e n   

§ 13 

 

Anwendbarkeit anderer Verfahrensvor-
schriften 

 

Soweit die Verordnung (EU) 2023/1543 
und die nachfolgenden Bestimmungen die-
ses Kapitels keine besonderen Verfahrens-
vorschriften vorsehen, gelten die Vorschrif-
ten des Gerichtsverfassungsgesetzes, des 
Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfas-
sungsgesetz, der Strafprozessordnung und 
des Jugendgerichtsgesetzes sinngemäß. 

 



 - 17 -   

 

Geltendes Recht Refentenentwurf 

A b s c h n i t t  2  

 

R e c h t s b e h e l f e  g e g e n  A n -
o r d n u n g e n  

 

§ 14 

 

Anwendbarkeit der Strafprozessord-
nung 

 

(1) Für Rechtsbehelfe gegen Europäi-
sche Herausgabeanordnungen, die gericht-
lich angeordnet oder validiert wurden, gelten 
die §§ 304 und 306 bis 310 der Strafpro-
zessordnung und in allen anderen Fällen 
§ 98 Absatz 2 Satz 2, 3 und 5 der Strafpro-
zessordnung entsprechend. 

 

(2) Für Rechtsbehelfe gegen Europäi-
sche Sicherungsanordnungen gilt § 101a 
Absatz 6 Satz 2 in Verbindung mit § 101 Ab-
satz 7 Satz 2 bis 4 der Strafprozessordnung 
entsprechend. 

 

§ 15 

 

Gerichtliche Entscheidung  

(1) Das Gericht prüft im Fall Europäi-
scher Herausgabeanordnungen, ob die Vo-
raussetzungen für den Erlass gemäß Arti-
kel 4 Absatz 1, 2, 4 und 5 sowie Artikel 5 der 
Verordnung (EU) 2023/1543 erfüllt sind. Im 
Fall Europäischer Sicherungsanordnungen 
prüft das Gericht die Voraussetzungen des 
Artikels 4 Absatz 3 und 5 sowie des Arti-
kels 6 der Verordnung (EU) 2023/1543. 

 

(2) Liegen die Voraussetzungen nicht 
vor, stellt das Gericht die Rechtswidrigkeit 
fest und hebt die Europäische Herausgabe-
anordnung oder die Europäische Siche-
rungsanordnung auf. Im Falle der Heraus-
gabeanordnung sind bereits erlangte Daten 
unverzüglich zu löschen. Dennoch erlangte 
Erkenntnisse dürfen nicht verwendet wer-
den. 
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A b s c h n i t t  3  

 

R e c h t s b e h e l f e  g e g e n  d i e  
u n t e r l a s s e n e  G e l t e n d m a -
c h u n g  v o n  A b l e h n u n g s -

g r ü n d e n  

 

§ 16 

 

Gerichtliches Verfahren  

(1) Für Anträge auf gerichtliche Ent-
scheidung über die unterlassene Geltend-
machung von Ablehnungsgründen durch 
die Vollstreckungsbehörde nach Artikel 12 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2023/1543 
ist der Rechtsweg zu den ordentlichen Ge-
richten eröffnet. 

 

(2) Über den Antrag nach Absatz 1 
entscheidet das Amtsgericht. Örtlich zustän-
dig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
für das Unterrichtungsverfahren gemäß Ar-
tikel 8 der Verordnung (EU) 2023/1543 zu-
ständige Staatsanwaltschaft ihren Sitz hat; 
die Länder können abweichende Regelun-
gen treffen. 

 

(3) Antragsberechtigt ist die von der 
Europäischen Herausgabeanordnung be-
troffene Person oder ihr gesetzlicher Vertre-
ter.  

 

(4) Der Antrag ist schriftlich oder zu 
Protokoll der Geschäftsstelle bei dem zu-
ständigen Amtsgericht einzulegen.  
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(5) Das Gericht prüft, ob ein Ableh-
nungsgrund gemäß Artikel 12 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2023/1543 vorgelegen hat 
und ermessensfehlerhaft nicht geltend ge-
macht wurde. Maßgeblicher Zeitpunkt für 
die gerichtliche Prüfung der Rechtswidrig-
keit der unterlassenen Geltendmachung 
von Ablehnungsgründen ist der Zeitpunkt 
der behördlichen Entscheidung, keinen Ab-
lehnungsgrund geltend zu machen. Wenn 
keine behördliche Entscheidung getroffen 
wurde, ist maßgeblicher Zeitpunkt die Unter-
richtung der Vollstreckungsbehörde nach 
Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2023/1543. Das Gericht gibt der Vollstre-
ckungsbehörde Gelegenheit zur Stellung-
nahme. 

 

§ 17 

 

Gerichtliche Entscheidung  

(1) Wenn einer der in Artikel 12 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2023/1543 ge-
nannten Ablehnungsgründe vorgelegen hat 
und ermessensfehlerhaft nicht geltend ge-
macht wurde, stellt das Gericht die Rechts-
widrigkeit der unterlassenen Geltendma-
chung fest. 

 

(2) Die Entscheidung ergeht durch un-
anfechtbaren Beschluss. Wenn das Gericht 
gemäß Absatz 1 die Rechtswidrigkeit fest-
gestellt hat, sendet es den Beschluss an die 
zuständige Vollstreckungsbehörde. Diese 
übermittelt ihn der Anordnungsbehörde zur 
Information. 
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A b s c h n i t t  4  

 

V e r f a h r e n  b e i  e i n a n d e r  
w i d e r s p r e c h e n d e n  V e r -

p f l i c h t u n g e n  

 

§ 18 

 

Gerichtliches Verfahren  

(1) Für den Antrag der Anordnungsbe-
hörde auf gerichtliche Entscheidung bei ei-
nander widersprechenden Verpflichtungen 
nach Artikel 17 Absatz 3 Satz 2 der Verord-
nung (EU) 2023/1543 ist der Rechtsweg zu 
den ordentlichen Gerichten eröffnet. 

 

(2) Über den Antrag der Anordnungs-
behörde nach Absatz 1 entscheidet das 
Oberlandesgericht. Örtlich zuständig ist das 
Oberlandesgericht, in dessen Bezirk die An-
ordnungsbehörde ihren Sitz hat. 

 

(3) Der Antrag ist im Hinblick auf den 
vom Adressaten vorgebrachten begründe-
ten Einwand gemäß Artikel 17 Absatz 1 und 
2 der Verordnung (EU) 2023/1543 zu be-
gründen. 

 

(4) Für die Berechnung der Frist nach 
Artikel 17 Absatz 2 Satz 3 der Verordnung 
(EU) 2023/1543 gelten die §§ 42 und 43 Ab-
satz 2 der Strafprozessordnung entspre-
chend. 

 

§ 19 

 

Gerichtliche Entscheidung  

Die Entscheidung des Oberlandesge-
richts nach Artikel 17 Absatz 5 oder Ab-
satz 8 der Verordnung (EU) 2023/1543 
ergeht durch unanfechtbaren Beschluss.  
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A b s c h n i t t  5  

 

R e c h t s b e h e l f e  g e g e n  E n t -
s c h e i d u n g e n  i m  V o l l s t r e -

c k u n g s v e r f a h r e n  

 

§ 20 

 

Anwendbarkeit des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten 

 

Für Rechtsbehelfe gegen Entscheidun-
gen im Vollstreckungsverfahren gemäß Ar-
tikel 16 Absatz 10 Satz 2 der Verordnung 
(EU) 2023/1543 gelten die Vorschriften des 
Fünften Abschnitts des Zweiten Teils des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ent-
sprechend. 

 

T e i l  4  

 

B u ß g e l d v o r s c h r i f t e n   

§ 21 

 

Bußgeldvorschriften   

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fährlässig 

 

1. entgegen 
§ 3 Absatz 1, 2 Satz 1 oder Absatz 3 
einen dort genannten Adressaten nicht 
oder nicht rechtzeitig benennt oder 
nicht oder nicht rechtzeitig bestellt oder 

 

2. entgegen § 4 Absatz 1 oder 2 eine Mit-
teilung nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig macht. 
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(2) Ordnungswidrig handelt, wer ge-
gen die Verordnung (EU) 2023/1543 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Juli 2023 über Europäische Her-
ausgabeanordnungen und Europäische Si-
cherungsanordnungen für elektronische Be-
weismittel in Strafverfahren und für die Voll-
streckung von Freiheitsstrafen nach Straf-
verfahren (ABl. L 191 vom 28.7.2023, 
S. 118) verstößt, indem er vorsätzlich oder 
fahrlässig 

 

1. entgegen Artikel 10 Absatz 1 oder Ab-
satz 2 Satz 2 jeweils in Verbindung mit 
§ 5 Absatz 1 nicht, nicht richtig oder 
nicht rechtzeitig tätig wird, 

 

2. entgegen Artikel 10 Absatz 2 Satz 1 in 
Verbindung mit § 5 Absatz 1 nicht si-
cherstellt, dass angeforderte Daten 
übermittelt werden, 

 

3. entgegen Artikel 10 Absatz 3 in Verbin-
dung mit § 5 Absatz 1 nicht dafür sorgt, 
dass angeforderte Daten übermittelt 
werden, 

 

4. entgegen Artikel 10 Absatz 4 Satz 1 in 
Verbindung mit § 5 Absatz 1 angefor-
derte Daten nicht oder nicht rechtzeitig 
übermittelt, 

 

5. entgegen Artikel 10 Absatz 5 Unterab-
satz 1 oder Artikel 11 Absatz 4 Unterab-
satz 1 jeweils in Verbindung mit 
§ 5 Absatz 1 die dort genannten Behör-
den nicht, nicht richtig oder nicht unver-
züglich nach Erhalt der Anordnung in 
Kenntnis setzt, 

 

6. entgegen Artikel 10 Absatz 6 Unterab-
satz 1 Satz 1, Absatz 7 Satz 1 oder Ab-
satz 8 Satz 1 oder Artikel 11 Absatz 5 
Unterabsatz 1 Satz 1, Absatz 6 Satz 1 
oder Absatz 7 Satz 1 jeweils in Verbin-
dung mit § 5 Absatz 1 die dort genannte 
Behörde nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig in Kenntnis setzt, 
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7. entgegen Artikel 10 Absatz 6 Unterab-
satz 1 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 5 Absatz 1 eine Mitteilung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig macht, 

 

8. entgegen Artikel 10 Absatz 6 Unterab-
satz 2 Satz 2 oder Artikel 11 Absatz 5 
Unterabsatz 2 Satz 2 jeweils in Verbin-
dung mit § 5 Absatz 1 nicht sicherstellt, 
dass er die dort genannte Klarstellung 
oder Berichtigung erhalten kann, 

 

9. entgegen Artikel 11 Absatz 1 Satz 1, 2 
und 3 sowie Absatz 2 jeweils in Verbin-
dung mit § 5 Absatz 1 angeforderte Da-
ten nicht oder nicht rechtzeitig oder 
nicht für die vorgeschriebene Dauer si-
chert, 

 

10. entgegen Artikel 13 Absatz 4 eine dort 
genannte Maßnahme nicht, nicht richtig 
oder nicht vollständig trifft. 

 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann ge-
ahndet werden 

 

1. in den Fällen des   

a) Absatzes 1 und  

b)
 Absatzes 2 Nummer 1 bis 4 
und 9 bis 11 

 

mit einer Geldbuße bis zu fünfhundert-
tausend Euro und  

 

2. in den Fällen des 
Absatzes 2 Nummer 5 bis 8 mit einer 
Geldbuße bis zu hunderttausend Euro.  

 

(4) Bei einer juristischen Person oder 
Personenvereinigung  

 

1. mit einem Jahresgesamtumsatz von 
mehr als 25 Millionen Euro kann abwei-
chend von 
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b eine 
Ordnungswidrigkeit nach 
Absatz 2 Nummer 1 bis 4, 9, 10 oder 1
1, 
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2. mit einem Jahresgesamtumsatz von 
mehr als 5 Millionen Euro kann abwei-
chend von Absatz 3 Nummer 2 eine 
Ordnungswidrigkeit nach 
Absatz 2 Nummer 5 bis 7 oder 8 

 

kann mit einer Geldbuße bis zu 2 Prozent 
des Jahresgesamtumsatzes geahndet wer-
den. Bei der Ermittlung des Jahresgesam-
tumsatzes der juristischen Person oder Per-
sonenvereinigung ist der weltweite Umsatz 
des Geschäftsjahres, welches der Behör-
denentscheidung vorausgeht, zugrunde zu 
legen. In den Jahresgesamtumsatz nach 
Satz 2 sind die Jahresumsätze aller Unter-
nehmen einzubeziehen, die mit der juristi-
schen Person oder Personenvereinigung 
als wirtschaftliche Einheit operieren. Der 
Jahresgesamtumsatz kann geschätzt wer-
den. 

 

(5) Verwaltungsbehörden im Sinne 
des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten ist 

 

1. in den Fällen des Absatzes 1 das Bun-
desamt für Justiz,  

 

2. in den Fällen des Absatzes 2 die Voll-
streckungsbehörde nach 
§ 10 Absatz 1. 
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Artikel 2 Artikel 2 

Änderung der Telekommunika-
tions-Überwachungsverord-

nung 

Änderung der Telekommunika-
tions-Überwachungsverord-

nung 

Nach § 35 der Telekommunikations-
Überwachungsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2316), die zuletzt durch Artikel 6 
Absatz 3 des Gesetzes vom 5. Juli 2021 
(BGBl. I S. 2274) geändert worden ist, wird 
folgender § 35a eingefügt: 

Nach § 35 der Telekommunikations-
Überwachungsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2316), die zuletzt durch Artikel 6 
Absatz 3 des Gesetzes vom 5. Juli 2021 
(BGBl. I S. 2274) geändert worden ist, wird 
folgender § 35a eingefügt: 

 „§ 35a 

 Anwendung der Verordnung (EU) 
2023/1543  

 Die Verordnung (EU) 2023/1543 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Juli 2023 über Europäische Her-
ausgabeanordnungen und Europäische 
Sicherungsanordnungen für elektroni-
sche Beweismittel in Strafverfahren und 
für die Vollstreckung von Freiheitsstra-
fen nach Strafverfahren (ABl. L 191 vom 
28.7.2023, S. 118) und das Elektronische-
Beweismittel-Umsetzungs-und Durch-
führungsgesetz bleiben von den Rege-
lungen der §§ 30 bis 35 unberührt.“ 

Artikel 3 Artikel 3 

Änderung des Telekommunika-
tionsgesetzes 

Änderung des Telekommunika-
tionsgesetzes 

Das Telekommunikationsgesetz vom 
23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

Das Telekommunikationsgesetz vom 
23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

§ 173 Automatisiertes Auskunftsverfahren 1. Dem § 173 wird folgender Absatz 10 
angefügt: 



 - 26 -   

 

Geltendes Recht Refentenentwurf 

(1) – (9) „(10)  Die Verordnung (EU) 
2023/1543 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 12. Juli 
2023 über Europäische Herausgabe-
anordnungen und Europäische Si-
cherungsanordnungen für elektroni-
sche Beweismittel in Strafverfahren 
und für die Vollstreckung von Frei-
heitsstrafen nach Strafverfahren 
(ABl. L 191 vom 28.7.2023, S. 118) 
und das Elektronische-Beweismittel-
Umsetzungs- und Durchführungsge-
setz bleiben unberührt.“ 

§ 174 Manuelles Auskunftsverfahren 2. Dem § 174 wird folgender Absatz 8 
angefügt: 

(1) – (7) „(8)     Die Verordnung (EU) 
2023/1543 und das Elektronische-
Beweismittel-Umsetzungs- und 
Durchführungsgesetz bleiben unbe-
rührt.“ 

Artikel 4 Artikel 4 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich 
des Absatzes 2 am 18. Februar 2026 in 
Kraft. 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich 
des Absatzes 2 am 18. Februar 2026 in 
Kraft. 

(2) In Artikel 1 treten die §§ 7 bis 20 
und § 21 Absatz 2, Absatz 3 Nummer 1 
Buchstabe b und Nummer 2 sowie Absatz 4 
des Elektronische-Beweismittel-Umset-
zungs- und Durchführungsgesetzes am 18. 
August 2026 in Kraft. 

(2) In Artikel 1 treten die §§ 7 bis 20 
und § 21 Absatz 2, Absatz 3 Nummer 1 
Buchstabe b und Nummer 2 sowie Absatz 4 
des Elektronische-Beweismittel-Umset-
zungs- und Durchführungsgesetzes am 18. 
August 2026 in Kraft. 

(3)   (3)   
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